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Bundesversammlung.

Nationalrath. Abendsihung vom 22. Juni.

VNachdem in der heutigen Abendsitzung die boezügglich
des Telegraphentargefehes noch bestehenden Diffe
renzen in der Weise erledigt worden, daß mit dem Sitande

rath ůübereinstimmend die Zone der unentgeltlichen Bestellung
auf . Kilometer festgesetz wurde, begaun der Nationalrath
die Berathung der bundesrathlichen Vorlage betr. Bun

des kasfa schein e. Der Siãuderath hat diesen Gegenstand
belanntlich bereits erledigt.

Die Kommission beantragt im Wesentlichen Zustimmung
um Standerath, mit dem Unterschiede, daß sie eine Limite
don * Millionen beantragt. Die Kommission glaubt nam

ich, daß nur diejenigen Summen ale dringlich betrachtet

werden lonnen, welche fur die ordentlichen Geschafte erforber
lich sind. Dem gegenuber macht Hr. Bundebtaih Ham mer
oarauf aufmerlsam, daß fur Deckung des dies und nachft
jahrigen Defizins zirka 8 Millionen erforderlich seien. Die

Verminderung der Zolleinnahmen werde voraus sichtlich auch
noch geraume Zeit andauern. Vor Allem aber sei daran zu
erinnern, daß der Bund für alle Falle die für eine Mobi
üsitung der Armee nothigen Gelder zur Verfügung haben

msse. Hr. Hammer empfiehlt die Annahme des stande
rathlichen Beschlusses, wonach dem Bundebrathe freie Hand
gelassen wurde, je nach Bedürfniß und den Verhaltnissen
euiweder Kassascheine auczugeben oder feste Anleihen aufzu
nehmen.

Das Eintreten in die Vorlage wird noch von den HH.
Dr. Kaiser und Feer·Herzogbefutwartetundmit88gegen
26 Stimmen beschlossen.

Die Vorschlage der Kommission lauten, wie folgt:
Atrt. 1. Der Bundedtath ist ermãchtiget, im Laufe des

Jahres 1877 verzinsliche Kassenscheine mit bestinmten Ver
fallzeiten und in runden Suuimen bis auf den Betrag von
4Millionen auszugeben.

Art. 2. Der Zinssuß, zu welchem die Kassenscheine aus

jegeben werden, wird vom Bundesrath bestimmt und offent
rich bekannt gemacht. Die Kassenscheine sind aus einem
Stammreqgister zu entnehmen.

Art. 3. Gegenwartigen Beschluß wird dringlich erklãrt
and tritt sofort in Kraft. Der Bundesrath wird jrdoch ein

geladen, bis zur nachsten Session einen Gesetzesentwurf betr.
die Regulirung der Ausgabe von Bundeslasfenscheinen vor
zulegen.“

Bezutzlich des Art.1wird von Hrn. Feer Herzog
die sanderãthliche Fassung empfohlen, namentlich mit Ruck
sicht darauf, daß jetzt uoch leichter als vielleicht spater Ka
viral durch feste Anleihen bheschafft werden kome.

Hr. Studer amendirt den —X dahin,
daß die Summe auf ů Millionen augesetzt werde; in jedent
Falle moge man von festen Anlcihen Umgang uchmen und

äch auf tie Kassenscheine beschranlen.
In der Absuimmunss wird mit 35 und der Stimme des

Prasidenten gegen 35 Stimmen der Betrag auf sechs Mill.
festgesetzt.

Mit gegen 20 Stimmen wird sodann an der Fas

ung der Kommission gegenüber dem Standerathfestgehalten.
Auch im Uedrigen werden die Nommissionalanträge uu

derandert angenommen.

In der Hauptabstimmung wird die Vorlage mit 65
gegen 7 Stimmen angenommen.

* *
v

Nationalrath. Sitzung vom 23. Juni.

Es besteht nur noch eine Dijferenz bezüglich der—X
über Ausgabe vonBundeskasfenscheinen.

Der Stauderath halt au jeinen Beschlussen fest, ausge
aommen daß er beiüglich der Limile doue Mill. dem Na—
ioualrath beistimmt.

Die Kownmission des Nationalrathes beantragt an Art. l
jestzuhalten, dem Stãuderath aber dadurch eutgegen zu koui
men, daß der Zusatz beigefugt werde, es konne der HYuunded

rath die Summe auch durch Kontrahirung von festen in
leihen beschaffen.

Hr. FeerHerzog beautragt Zustimmung zum stande

Die Gotthardkonferenz. ung zu empfehlen, als eine billige Abweichung von dem

brinzipe, nach weichem die neuen Subventionen zu einem

Drittheil von jedem beim Gotthardunternehmen betheiligten
Ztaate geliefert werden sollen.

Nach einer kurzen Distussion werden die drei Abord

jungen darüber einig, ihren Negierungen zu empfehlen, dem
Bundesrathe die Ermãchtigung zu ertheilen, nothigenfalls

uus der ZehnMillionenKautionderOotlhardgesellschaft,
iber nur dis die Lage der Gesellschaft geotdnet in und don

oem Augenblicke an, wo ihre gegenwartigen Mittel erschopft
ein werden, sowie unter der Bedinguug, daß die Kaution
nit Hulfe der neuen Mittel des Unteruehmens wieder er

jänzt werde — die Summen zu entnehmen, welche die

unert den Schranken der sirilten Nothwendigleit ausgefuhr
ten Arbeiten dieses Unternehmens erfordern onnten.

Die italienische Abordnung hatte als Art. 5 ihrer Pro

zositionen folgendeBestimmung vorgeschlagen: „Italien
vird seine Quote erst zahlen, wenn die Arbeilen gãnzlich
vollendet sind, oder wenn sie wenigstens hinlanglich vorge

rüct sind, daß die ganze Linie Immensee Pino in Betrieb
Jesetzt werden kann.“

Der Herr Präsident fragt die italienische Abord
iung an, ob sie auf diesem Vorjchlag beharre.

Die italienische Aborduuug antworiet, daß, obwohl
zach ihrer Ansicht die neuen Subsidien zur Deckung eines

Desizits bestimunt sind, dessen finauzielle Folgen erst am
Inde der Arbeiten wirtsam werden, sie doch auf dem Vor

Hlage, so wie er fotmulirt ist, nicht absoiut beharre, daß
e dagegen bezuglich der Zahlung der neuen Subsidien die

Anwendung des Prinzipe fotdern musse, wonach die Zah
ungen nach Verhaltniß der ausgeführien Arbeiten und nicht
jach Verhalrniß der Jeit zu leisten sind, weil es geschehen

lonnte, daß mit diesem lehtern System nach Ablauf eines
Jahres von den Siaaten die Zahlung von Summen ge

ordert wurde, welche den Werih der ausgefuührten Arbeiten
Werstiegen. Man konnte daher entweder bestimmen, daß die

zus den neuen Subsidien herruhrenden Summen nach Ver

Jaliniß des Fortschreitens ver Arbzeiten wahrend eines gah
tes bezahlt werden, oder die Proportion fesisehen, nach
velcher die neuen Subsidier und die andern Mittel der Ge

ellichaft zut Bezahlung aller wahrend eines Jahres ausge
ührten Arbeiten in Anjpruch genommen werden, z. B. die

ieuen Subsidien zu i/2, die Ubrigen Fonds zu 7/.
die deuthsche Abordnung hait dafür, daß aus der An

iahme des einen oder andern dieser beiden Systeme nur un

yedeutende Differenzen entstehen werden, und daß es andern

heils für die Gesellschaft von Vortheil ist, genau zu wisfen,

auf welche Summe sie jedes Jahr rechnen lann, damit sie
nricht in's Uugewisse hinein vorgehen muß. Fur die Sub—
entionssaaren selost ware ein Zahlungemodus fur die neuen
Zubventionen, welcher don dem für die Zahlung der alten

Zubventionen adoptirten Modus abweichen wurde, eine
Tomplitation mehr.

Die jchweizerische Abordnung erklart, daß sie der
Unsicht der italieuischen Abordnung beitreten könne, was das

priuzip der Zahlung der neuen Subventionen nach Ver—

zaltniß der ausdgeführten Arbeiten betrifft, daß man aber

dann die Behörde bezeichnen musse, welche die Rechnungen
zufzustellen und die von jedem der drei Staaten auf Rech

ung der Nachtragssubsidien eiuzufordernde Summe zu be
immen habe.

Die italienische Aborduung bemerkt, daß sie einver
tauden sei, den Bundedrath mit dieser Aufgabe zu betrauen,
und die deutsche Abordnaug suimuit ihrerseits diesem Vor
chlage bei.

Die Konserenz beschließt daher, daß die Zahlung der

jeuen Subventionen am End; jedes Verwaltungdjahres
oxercice) im Verhaltiiß zum Fortschreiten der Arbeiten

zu geschehen und da der jchweizerische Bundesrath den Be—

rag der von den drei Staaten zu bezichenden Subsidie ge
nat diefem Gruudsatze jestzusehen habe.

Die Konferenz trut morhen Nachmittag wieder zusamuen
ehuss Kenntnißnahme von dem —AV— mit
dessen Redaltion die schweigerische Aborduung beiraut wurde.

iX.

Situng vom 11. Juni Echluß). Die schweizerische
Aborduung erinnert daran, daß nach einer genauen Prüfung
xer Sachlage die Konferenz dafiulr gehalten hat, daß die neuen

Austrengungen der drei betheiligten Staaten sich auf die
dauptlinie ImmenseePind richten müssen, deren Kosten mit
Inbegriff der Linien LugandChiasso undCadenazo· docarno
uf 227 Millionen angeschlagen wurden, fuür welche 8 Mil

ionen alte Subventionen, 48 Millionen liberirte Obliga
ionen und 834 Millionen Altien, von deuen indessen nur

D Veill. einbezahlt sind, zur Verfuung stehen. Es ist da
er ein Defizit von 60 Millionen vorhanden, und wenn die

Ztaaten nur eine nachtragliche Subsibie von 20 Miu. be

pilligen, so wird man vom öffentlichen Kredit 10 Millionen

rlangen müssen. Nun aber wird eo nach der Ansicht der

gweiz. Abordnung der Gesellschaft nicht moglich sein, diese
Zamme unter solchen Ver haltnisseu zu finden.

Seit dem Beginn der Konfeten, hat man sich auf den

Zandpunlt gestellt, daß der ursprungliche Vorschlag Deutsch
ands nicht als Grundlage der Verathungen dienen solle,
ondern daß man als Ausgangspunbkt die von den eidg. Erper

en verifizirten und vom Bundesrath anerlannten Eutwůrfe
mnehme. Es scheint, daß die itallenische Abordnung sich
ununehr ausschließlich an die Conclusionen des vonDeutsch
and an Jtalien und die Schweiz gesandien Memorandume

allammern will, während die deutsche Abordnuug erklärt,
ich der Idee der jchweiz. Aborduunq beigesellen zu wollen,
obald der Beweis geleistet sei, daß man durch eine neue

kubsidie von nur 20 Mill. den vorgesetzten gemeinsamen
zweck nicht erreichen werde

Die deutsche Abordnung erllart, daß wenn sie nicht
aufihrem ersten Vorschlage behartt hat, dieß aug dem Grunde
eschehen ist, weil sie sich habe überzeugen mussen, daß mit
NRücksicht auf die wabrscheinlichen Cinnahmen der ersten Jahre
x nicht möglich sein wurde, vom offentlichen Kredit die 10

Millionen zu erhalten, welche im Falle einer Redultion der

ieuen Subveutionen auf 2G Mill. jehlen würden, und daß
aher der Zweck der Konferenz verfehlt würde. Nun ader

at Druischland sich von Anfang an bereit erllärt, andere

borjchlãge zu digkutiren, wenn die jeinigen ni ht als annehmbar
richeinen sollten.

die italienische Abordnung wiederholt, daß ihr die
othigen Instruktiduen sehlen, um — jelbst die Ratifitation

zret Regietung vorbehalten — eine den driten Theil von

dt/3 Mill. übersteisendeSubpention versprechen zu lonuen,
e lebhaft auch ihr Wunsch sei, die degenwärtigen Unterhand
augen zu einem guten Eude aeführt zu sehen.

Dieser Punkt bleibt daher in dushenoo, bis die italie

rische Regierung sich nach Prujung der Frage ausgesprochen
haden wird.

Hr. Prasident Heer erinnert daran, daß die schweizer.
delcgation das Begehren gestellt habe, die neuen Sub.

eutionen sollen nicht zu je einen Drittheil unter die
ei Sinaten repartir!t werden, sondern die Quote der

Sthweiz solle mit Rucksicht auf die auonahmoweisen Schwie
rien ihter vage in billiger Weise festgesetzt wetden.

die schweizerische Abordnung erueuert ihren im Vet
— Dielussion gemachten Vorfchlag, nach welchem die
Nitttudesubentidin,soweiteeme Schweiz beirifft, in dem
 Jahre 1809 festgestellten Verhaältuiß repartitt wurde.
Die deutsche Abordnung erklaärt sich bereit, eine non

ssion im Sinnce einer Reduktion der schweizerischen Quote

A wachen, die Schwierigkeiten erwãgend, in deren dieses
ad sich bezuglich der Gotthardbahnfrage befindet. Sie

—XC eiuwilligen, ihret Regierung die Gewährnng
uer neucn Subsidie von 10 Miuionen zu empfehlen, wenn
Rorien ebenfalls 10 Millionen und die Schweiz ð8 Mill.
ibetnahme.

Lach gepflogener Berathung druct die italienische Ab
ttduung die Ausicht aus, daß diese Nparunon einen de—

h der Gerrchugtei entspreche. Obwohl bei ihrer fruhern
Rlürung behatrend, verpflichten sich doch die Mitglieder der
Merrnanh individuell, diese Losung der italienischen Regie


